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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

30.01.1990 

Geschäftszahl 

89/05/0128 

Rechtssatz 

Die Berufungsbehörde darf in Fällen eines eingeschränkten Mitspracherechtes einer Partei des 
Verwaltungsverfahrens, wie dies für Nachbarn im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens typisch ist, aus Anlaß 
einer Berufung des Nachbarn nicht über den Themenkreis hinausgehen, innerhalb dessen die Partei 

mitzuwirken berechtigt ist (Hinweis E VS 3.12.1980, 3112/79, VwSlg 10317 A/1980). 


